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Preußiſche Geſetzammlung 


Tag Subalt: Seite 

8. 7. 27. Geſetz über die Neuregelung der kommunalen Grenzen im preußiſchen Unterelbegebie t 129 
8. 7. 27. Geſetz über einen Sonderſinanzausgleich zugunſten preußiſcher Randgemeinden (kreiſe) in ber Nachbarſchaft von 

Stabtſtaaten jj c ae ee ER 135 


(Mr. 13254.) Geſetz über die Neuregelung der kommunalen Grenzen im preußiſchen Unterelbegebiet. 
Vom 8. Juli 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Abſchnitt J. 


Grenzänderungen. 


5 1 
Mit der Stadtgemeinde Altona werden die Landgemeinden Stellingen⸗Langenfelde, Eidelſtedt, 
Lurup, Osdorf, Groß Flottbek, Klein Flottbek, Nienſtedten, Blankeneſe, Riſſen und Sülldorf des 
Landkreiſes Pinneberg vereinigt. 
8 2. 


Die Landgemeinden Lokſtedt, Niendorf und Schnelſen werden zu einer Landgemeinde mit 

dem Namen Lokſtedt vereinigt. 
§ 3. 

(1) Mit der Stadtgemeinde Wandsbek werden die Landgemeinden Jenfeld und Tonndorf Lohe 
des Landkreiſes Stormarn mit Ausnahme von Teilen, die der Landgemeinde Rahlſtedt dieſes 
Kreiſes zugelegt werden ($ 4), vereinigt. 8 

(2) Die Vereinigung der im Abſ. 1 bezeichneten Landgemeinden mit der Stadtgemeinde 
Wandsbek erfolgt nach Maßgabe der in den Anlagen 1 und 2 zu dieſem Geſetz enthaltenen, von. 
dem Regierungspräſidenten durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig zu veröfentlihenben I 
Bedingungen, 

98 4. 

Die Landgemeinden Alt Rahlſtedt, Neu Rahlſtedt, Oldenfelde und Meiendorf des Landkreiſes 
Stormarn ſowie diejenigen Teile der Landgemeinden Jenfeld und Tonndorf Lohe, welche nicht mit 
der Stadtgemeinde Wandsbek vereinigt werden ($ 3), werden nach Maßgabe der dieſem Geſetze 
beigefügten Grenzbeſchreibung zu einer Landgemeinde mit dem Namen Rahlſtedt vereinigt. 


9 5. 

(1) Die Stadtgemeinden Harburg und Wilhelmsburg ſowie der Gutsbezirk Kattwyk⸗Hoheſchaar 
des Landkreiſes Harburg werden zu einer Stadtgemeinde mit dem Namen Harburg⸗Wilhelmsburg 
vereinigt. 

(2) Die Vereinigung der Stadtgemeinde Wilhelmsburg mit der Stadtgemeinde Harburg er⸗ 
folgt nach Maßgabe der in der Anlage 3 zu dieſem Geſetz enthaltenen, von dem Regierungs⸗ 
präſidenten durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg zu veröffentlichenden Bedingungen. 
a (Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 26. Juli 1927.) = 
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Abſchnitt I. 

Nechtsnachfolge. 
8 6. 


Rechtsnachfolger der aufgelöſten Gemeinden ſind die Gemeinden, mit denen ſie vereinigt 
werden, oder die neu gebildeten Gemeinden, zu denen ſie zuſammen mit anderen Gemeinden (Guts⸗ 
bezirken) vereinigt werden. Rechtsnachfolger der Landgemeinden Jenfeld und Tonndorf⸗Lohe iſt 
die Stadtgemeinde Wandsbek. 


Abſchnitt II. 
Rückwirkung der Grenzänderungen auf andere als kommunale Grenzen. 
2 


Die infolge dieſes Geſetzes eintretende Anderung von Gemeindegrenzen, die zugleich Grenzen 
von Wahlkreiſen (Wahlkreisverbänden) im Sinne des Reichs- und Landeswahlgeſetzes oder von 
Wahlbezirken im Sinne des Wahlgeſetzes für die Provinziallandtage und Kreistage vom 7. DE. 
tober 1925 find, zieht zugleich die Veränderung dieſer Grenzen nach ſich. 


§ 8. 
(1) Die Amtsgerichte Altona, Ahrensburg, Blankeneſe, Pinneberg, Reinbek und Wandsbek 
behalten ihre Bezirke bis auf weiteres bei. 

(2) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, die Grenzen der im Abſ. 1 bezeichneten Amts⸗ 
gerichtsbezirke in Anlehnung an die durch dieſes Geſetz feſtgeſetzten neuen Gemeindegrenzen durch 
Verordnung abzuändern. d 
8 9. 

Über die infolge der Grenzänderungen notwendig werdende Anderung oder Auflöſung der 
beſtehenden Geſamtſchulverbände oder Bildung neuer Geſamtſchulverbände beſchließt die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde gemäß § 3 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes vom 28. Juli 1906. 


$ 10. 
Die kirchlichen Verhältniſſe werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


Abſchnitt IV. 
Neuwahlen der Bertretungskörperfchaften. 
§ 11. 


Binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes find die Stadtverordneten 
verſammlungen der Stadtgemeinden Altona und Wandsbek, das Bürgervorſteherkollegium der Stadt 
gemeinde Harburg⸗Wilhelmsburg, die Gemeindevertretungen der Landgemeinden Rahlſtedt und 
Lokſtedt und der Kreistag des Landkreiſes Pinneberg neu zu wählen. 


Abſchnitt V. 
Ortsrecht. 


912. 


In den Gebieten, die durch dieſes Geſetz mit einer anderen Gemeinde vereinigt werden, tritt 
das Ortsrecht der Gemeinde, mit der ſie vereinigt werden, drei Monate nach dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes in Kraft, falls nicht durch Gemeindebeſchluß oder Ortsſatzung etwas anderes beſtimmt 
wird. In den Fällen, in denen auf Grund dieſes Geſetzes eine Neuwahl der Gemeindevertretung 
ftattzufinden hat, kann der Gemeindebeſchluß oder die Ortsſatzung nur von der neuen Gemeinde⸗ 
vertretung beſchloſſen werden. Bis zum Inkrafttreten des gemeinſamen Ortsrechts oder bis zur 
anderweitigen Beſtimmung durch Gemeindebeſchluß oder Ortsſatzung bleibt das in jedem Gebietsteile 
bisher geltende Ortsrecht in Kraft. 
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§ 13. 

In den Gebieten, aus denen durch dieſes Geſetz eine neue Gemeinde gebildet wird, bleibt das 
in jedem Gebietsteile bisher geltende Ortsrecht vorläufig in Kraft. Es tritt drei Monate nach dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes außer Kraft, ſofern nicht ſchon vor dieſem Zeitpunkte das bisherige 
Ortsrecht durch neues Ortsrecht außer Kraft geſetzt wird. Soweit neues Ortsrecht vor Ablauf 
von drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes nicht geſchaffen wird, kann der Kreis. 
ausſchuß, bei Stadtgemeinden der Bezirksausſchuß bis zum Erlaffe neuen Ortsrechts die erforderlichen 
Satzungen, Ordnungen und Beſchlüſſe beſchließen. 


§ 14. 
Soweit der Wohnſitz oder Aufenthalt in einer Gemeinde oder einem Kreiſe für Rechte und 
Pflichten maßgebend iſt, gilt der bisherige Wohnſitz oder Aufenthalt als Wohnſitz oder Aufenthalt 
in dem Gebiete, mit dem die Vereinigung erfolgt iſt. 


9 15. 


(1) Für Polizeiverordnungen mit Ausnahme der Baupolizeiverordnungen gilt folgendes: 

1. In den Gebieten, die durch dieſes Geſetz mit einer anderen Gemeinde vereinigt werden, 
treten mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die bisher in jedem Gebietsteile geltenden 
Ortspolizeiverordnungen außer Kraft und die in der Gemeinde, mit der die Vereinigung 
erfolgt iſt, geltenden Ortspolizeiverordnungen in Kraft. 

2. In den Gebieten, aus denen durch dieſes Geſetz eine neue Gemeinde gebildet wird, bleiben 
die in jedem Gebietsteile bisher geltenden Ortspolizeiverordnungen vorläufig in Kraft. 
Sie treten drei Monate nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes außer Kraft, ſofern nicht 
ſchon vor dieſem Zeitpunkte die bisher geltenden Polizeiverordnungen durch neue Polizei⸗ 
verordnungen außer Kraft geſetzt werden. 5 ö 

(2) Baupolizeiverordnungen bleiben ohne Rückſicht auf die durch. dieſes Geſetz vorgeſchriebenen 
Grenzänderungen für die Gebiete, für die ſie zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes gelten, bis 
zum Erlaſſe neuer Baupolizeiverordnungen in Kraft. 5 


Abſchnitt VI. 
Beamte und Angeftellte. 
$ 16. 
Die Amtszeit der Ebrenbeamten der Gemeinden, die durch dieſes Geſetz mit einer anderen 


Gemeinde oder mit anderen Gemeinden zuſammen zu einer neuen Gemeinde vereinigt werden, endigt 
mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes. i 


N 


Die Rechtsverhältniſſe der beſoldeten Beamten und Angeſtellten der beteiligten Gemeinden 
werden durch dieſes Geſetz nur nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften berührt. 


§ 18. 
Die im § 17 bezeichneten Beamten und Angeſtellten der Gemeinden, die durch dieſes Geſetz 


mit einer anderen Gemeinde oder mit anderen Gemeinden zuſammen zu einer neuen Gemeinde ver- 
einigt werden, treten in den Dienſt des Rechtsnachfolgers über. 


9819 
Eine Verpflichtung zur Übernahme eines Amtes im Dienſte des Rechtsnachfolgers beſteht nur, 


falls die Aufgaben, das Dienſteinkommen und die Verſorgung denen des bisherigen Amtes gleich. 
wertig find. 
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9 20. 


Falls der Übertritt einen Wechſel des Wohnſitzes bedingt, iſt der Rechtsnachfolger verpflichtet, 
Umzugskoſten und Wohnungsbeihilfen nach Maßgabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Beſtimmungen zu leiſten. 


Abſchnitt VI. 
Grundſätze für die Auseinanderſetzung. 


92 


(1) Die infolge der Veränderung der kommunalen Grenzen notwendig werdende Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen den Beteiligten iſt nach folgenden Grundſätzen zu regeln: 


(2) Die Auseinanderſetzung hat unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Umſtände 
einen billigen Ausgleich zwiſchen den Intereſſen der Beteiligten zu finden. 


(3) Hierbei iſt die Leiſtungsfähigkeit ſowohl der Reſtgemeinden und Reſtverbände wie der 
vergrößerten oder neu gebildeten Gemeinden zu berückſichtigen. 


(4) Zu berückſichtigen iſt die Leiſtungsfähigkeit insbeſondere inſoweit, als infolge der Grenz- 
änderung bisherige Einnahmen wegfallen, ohne daß der Ausfall durch eine entſprechende Verringe⸗ 
rung der Ausgaben ausgeglichen werden kann. 


(5) Erforderlichenfalls iſt feſtzuſetzen, daß für beſtimmte Gebietsteile beſondere Einrichtungen 
getroffen oder Abänderungen des Orts- (Kreis.) Rechts vorgenommen werden. 


Schlußvorſchriſten. 
§ 22. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1927 in Kraft. 
§23 
Die Miniſter des Innern und der Finanzen erlaſſen die zur Ausführung dieſes Geſetzes 


nötigen Beſtimmungen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 8. Juli 1927. 


(Segel) Dias Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki 


Anlage 1. 


Bedingungen der Bereinigung. 


$ 1. 

(1) Die in der Landgemeinde Jenfeld zugunſten der landwirtſchaftlichen Betriebe beftehenden pe 

Sondervorſchriften (. B. über das Treiben von Vieh, Hausſchlachtungen u. dgl.) bleiben auch nach der 

Eingemeindung in Kraft, ſolange und ſoweit nach Anſicht der ſtädtiſchen Kollegien in Wandsbek der ländliche 
Zuſtand in dieſem Stadtteile vorherrſcht. 


(2) Die zur Zeit der Eingemeindung in der Landgemeinde Jenfeld beſtehende Baupolizeiverordnung darf 
nach der Eingemeindung nur nach Anhörung der ſtädtiſchen Kollegien in Wandsbek geändert werden. 


8.2. 
Grundſtücksbeſitzer des Stadtteils Jenfeld, die auf Waſſerleitungsanſchluß verzichten, können von der 
Stadtgemeinde Wandsbek vor Ablauf von zehn Jahren feit der Eingemeindung ſelbſt dann nicht zum Waſſer⸗ 
leitungsanſchluß gezwungen werden, wenn in Wandsbek ein Anſchlußzwang beſteht. 


8 3. 

Anliegerbeiträge ſolcher Pflichtigen, die zur Zeit der Eingemeindung im Stadtteile Jenfeld Grundeigentum 
beſitzen oder dort wohnen und nachträglich Grundeigentum erwerben, ſind als auf 27 Jahre erſtreckte Rente 
zu entrichten. Bei einem Verkaufe des Grundſtücks iſt jedoch der jeweilige Reſtbetrag der Rente in allen Fällen 
ſofort fällig. 

98 4. 


Die kommunale Beſteuerung erfolgt im Stadtteile Jenfeld nach den für die Stadtgemeinde Wandsbek 
A Beſtimmungen mit folgenden, auf die Dauer von zehn Jahren ſeit der Eingemeindung gültigen 
nderungen: i 


1. Von denjenigen Grundeigentümern, die zur Zeit der Eingemeindung im Stadtteile Jenfeld Grund- 
eigentum beſitzen, ſowie von den zur Seit der Eingemeindung im Stadtteile Jenfeld wohnenden 
Perſonen, die in dieſem Stadtteil innerhalb der zehnjährigen Friſt Grundbeſitz erwerben, dürfen 
119 Be als 150 vom Hundert Zuſchläge zur ſtaatlich veranlagten Grundvermögensſteuer er- 

oben werden. 


2. Die Gewerbeſteuer wird im Stadtteile Jenfeld nach der Eingemeindung auf den für die Stadt⸗ 
gemeinde Wandsbek geltenden Grundlagen erhoben. Von denjenigen Perſonen, die zur Zeit der 
Eingemeindung im Stadtteile Jenfeld ein Gewerbe betreiben, ſowie von denjenigen im Stadtteile 
Jenfeld zur Zeit der Eingemeindung wohnenden Perſonen, die in dieſem Stadtteil innerhalb der 
zehnjährigen Friſt ein Gewerbe aufnehmen, dürfen jedoch an Gewerbeſteuer nicht mehr als 
200 vom Hundert Zuſchläge zum Steuergrundbetrage nach dem Ertrag und 500 vom Hundert 
Zuſchläge zum Steuergrundbetrage nach der Lohnſumme oder, falls in der Stadtgemeinde 
Wandsbek eine Kapitalſteuer erhoben wird, 500 vom Hundert Zuſchläge zum Steuergrundbetrage 
nach dem Kapital erhoben werden. Die Zuſchläge zum Steuergrundbetrage nach dent Kapital 
dürfen nicht mehr als die Hälfte des etwaigen Wandsbeker Kapitalſteuerſatzes betragen. 

Eine ſtärkere Heranziehung der unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Grundeigentümer und 
Gewerbetreibenden iſt nur zuläſſig, ſofern die Stadtgemeinde Wandsbek ihre zur Zeit der Ein- 
a rah eingeführten Grundvermögens- und Gewerbeſteuerzuſchläge nachträglich erhöhen oder 
im Falle der Erhebung einer Gewerbekapitalſteuer mehr als 1000 vom Hundert Zuſchläge zum 
Steuergrundbetrage vom Kapital erheben muß. In dieſem Falle darf jedoch die zwiſchen der 
ſteuerlichen Belaſtung der Steuerpflichtigen des Stadtteils Jenfeld und derjenigen der Stadt, 
gemeinde Wandsbek zur Zeit der Eingemeindung vorhanden geweſene Spannung nicht über- 
ſchritten werden. 


3. Die Hundeſteuer beträgt im Stadtteil Jenfeld auch fernerhin für einen Hund 3,60 Reichsmark, 
für den zweiten Hund 7,20 Reichsmark jährlich. 


8 5. 
Die in S$ 1 bis 4 enthaltenen Bedingungen der Vereinigung können auf Grund eines Beſchluſſes der 
ſtädtiſchen Kollegien in Wandsbek mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes in Schleswig abgeändert oder auf- 


ie werden, wenn ſich dies mit Rückſicht auf nicht vorausſehbare veränderte Verhältniſſe als erforderlich 
erweiſt. 
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Anlage 2. 
Bedingungen der Vereinigung. 


15 
Grundſtücksbeſitzer des Stadtteils Tonndorf⸗Lohe, die auf Waſſerleitungsanſchluß verzichten, können von 
der Stadtgemeinde Wandsbek zum Waſſerleitungsanſchluß nicht gezwungen werden, ſolange auch in Wandsbek 
ein Anſchlußzwang nicht beſteht. 
8 2. 


Die kommunale Beſteuerung erfolgt im Stadtteile Tonndorf Lohe nach den für die Stadtgemeinde 
Wandsbek geltenden Beſtimmungen mit folgenden, auf die Dauer von zehn Jahren ſeit der Eingemeindung 
gültigen Anderungen: 


1. Von denjenigen Grundeigentümern, die zur Zeit der Eingemeindung im Stadtteile Tonndorf⸗Lohe 
Grundeigentum beſitzen, ſowie von den zur Jeit der Eingemeindung im Stadtteile Tonndorf Lohe 
wohnenden Perſonen, die in dieſem Stadtteil innerhalb der zehnjährigen Friſt Grundbeſitz er⸗ 
werben, dürfen vom bebauten Grundvermögen nicht mehr als 200 vom Hundert Zuſchläge zur 
ſtaatlich veranlagten Grundvermögensſteuer erhoben werden. 

2. Die Gewerbeſteuer wird im Stadtteile Tonndorf Lohe nach der Eingemeindung auf den für die 
Stadtgemeinde Wandsbek geltenden Grundlagen erhoben. Von denjenigen Perſonen, die zur 
Zeit der Eingemeindung im Stadtteile Tonndorf-Lohe ein Gewerbe betreiben, ſowie von denjenigen 
im Stadtteile Tonndorf⸗Lohe zur Zeit der Eingemeindung wohnenden Perſonen, die in dieſem 
Stadtteil innerhalb der zehnjährigen Friſt ein Gewerbe aufnehmen, dürfen jedoch an Gewerbe⸗ 
ſteuern nicht mehr als 200 vom Hundert Zuſchläge zum Steuergrundbetrage nach dem Ertrage 
und 500 vom Hundert Zuſchläge zum Se nach der Lohnſumme oder, falls in 
der Stadtgemeinde Wandsbek eine Kapitalſteuer erhoben wird, 500 vom Hundert Zuſchläge zum 
Steuergrundbetrage nach dem Kapital erhoben werden. Die Zuſchläge zum Steuergrundbetrage 
nach dem Kapital dürfen nicht mehr als die Hälfte des etwaigen Wandsbeker Kapitalſteuerſatzes 
betragen. a 

Eine ſtärkere Heranziehung der unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Grundeigentümer und 
Gewerbetreibenden iſt nur zuläffig, fofern die Stadtgemeinde Wandsbek ihre zur Zeit der Ein⸗ 
gemeindung eingeführten Grundvermögens⸗ und Gewerbeſteuerzuſchläge nachträglich erhöhen oder 
im Falle der Erhebung einer Gewerbekapitalſteuer mehr als 1000 vom Hundert Zuſchläge zum 
Steuergrundbetrage vom Kapital erheben muß. In dieſem Falle darf jedoch die zwiſchen der 
ſteuerlichen Belaſtung der Steuerpflichtigen des Stadtteils Tonndorf⸗Lohe und derjenigen der Stadt 
gemeinde Wandsbek zur Zeit der Eingemeindung vorhanden geweſene Spannung nicht über⸗ 
ſchritten werden. 

3. Die Hundeſteuer beträgt im Stadtteile Tonndorf⸗Lohe auch fernerhin für einen Hund 3,60 Reichs⸗ 
mark, für den zweiten Hund 7,20 Reichsmark jährlich. 


$ 3. 

Die in §8 1 und 2 enthaltenen Bedingungen der Vereinigung können auf Grund eines Beſchluſſes der 
ſtädtiſchen Kollegien in Wandsbek mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes in Schleswig abgeändert oder 
aufgehoben werden, wenn ſich dies mit Rückſicht auf nicht vorausſehbare veränderte Verhältniſſe als er⸗ 
forderlich erweiſt. 


Anlage 3. 
Bedingungen der Vereinigung. 
a f ; § 1. 
Der erſte Magiſtrat der Stadtgemeinde Harburg⸗Wilhelmsburg beſteht aus einem Oberbürgermeiſter, 
ſechs beſoldeten und zehn unbeſoldeten Senatoren. 
8 2. 

Die unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder werden für die erſte Wahlperiode in der Weiſe gewählt, daß ſechs 
von dem im Stadtteile Harburg und vier von dem im Stadtteile Wilhelmsburg wohnenden Mitgliedern des 
neuen Bürgervorſteherkollegiums gewählt werden. a 

§ 3. 

Hinſichtlich der beſoldeten Magiſtratsmitglieder gilt für die erſte Wahlperiode folgendes: 

Beſoldete ae find die bisherigen beſoldeten Mitglieder des Magiſtrats der Stadt 
Harburg und die bisherigen drei Beigeordneten der Stadt Wilhelmsburg. Das Bürgervorſteherkollegium 


wählt aus der Zahl der bisherigen beſoldeten Magiſtratsmitglieder der Stadt Harburg den Oberbürgermeiſter 
und ſeinen regelmäßigen Stellvertreter aus der Zahl der bisherigen Beigeordneten der Stadt Wilhelmsburg. 
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Grenzbeſchreibung der neu zu bildenden Gemeinde Nahlſtedt im Kreiſe 
Stormarn. 


Die Gemeinde Rahlſtedt umfaßt die bisherigen Gemeinden Alt Rahlſtedt, Neu Rahlſtedt, Oldenfelde und 
Meiendorf ganz, außerdem den nordöftlichen Teil der Gemeinden Tonndorf⸗Lohe und Jenfeld. 

Die Grenze verläuft von dem Punkte, in welchem die Gemarkungen Alt Rahlſtedt und Tonndorf-Lohe 
mit der hamburgiſchen Enklave Farmſen zuſammentreffen, in der Oſtgrenze der hamburgiſchen Enklave Farmſen 
bis zum Auftreffen auf die Gemarkung Saſel, folgt dann der Grenze zwiſchen Saſel un Meiendorf bis an 
die hamburgiſche Enklave Volksdorf, verläuft in der Südgrenze dieſer Enklave bis an die Grenze zwiſchen 
Wulfsdorf und Meiendorf, folgt diefer alsdann bis an die Grenze der Gemeinde Ahrensfelde. Weiter verläuft 
die Grenze zwiſchen den Gemeinden Meiendorf und Ahrensfelde bis zum Auftreffen auf die Gemarkung 
Stapelfeld. Von hier wird die Grenze gebildet durch die weſtliche Grenze der Gemeinde Stapelfeld bis zum 
Auftreffen auf die Gemarkung Stellau. Hier biegt ſie ſcharf nach Südweſten und folgt der Gemeindegrenze 
Stellau bis an die Gemarkung Barsbüttel. Alsdann folgt ſie der Gemarkungsgrenze zwiſchen Barsbüttel 
und Alt Rahlſtedt bis an die Gemeinde 0 verläuft weiter in der Grenze zwiſchen Jenfeld und Bars- 
büttel bis zum Wege Parzelle 51 Kartenblatt 3 der Gemarkung Jenfeld. Von hier verläuft die Grenze zunächſt 
in weſtlicher Richtung in der Grenze der Wegeparzelle 51 des Kartenblatts 3 der Gemarkung Jenfeld einerſeits 
und den Parzellen 3 und 4 Kartenblatt 3 andererſeits, biegt dann nach Nordoſten und verläuft in der 
Grenze zwiſchen den Parzellen 42 und 52 des Kartenblatts 2, verläuft dann in nördlicher Richtung zwiſchen 
den Parzellen 41 und 37, biegt ſcharf nach Weſten und folgt der Grenze zwiſchen den Parzellen 41 einerſeits 
und 37 und 40 andererfeits bis zum Auftreffen auf den Weg Parzelle 53. Nunmehr verläuft ſie wieder in 
nördlicher Richtung in der öſtlichen Grenze des Weges Parzelle 53 bis zum Auftreffen auf den Weg Parzelle 50, 
biegt ſcharf nach Weſten und folgt der Südgrenze des Weges Parzelle 50 bis zum Wege Parzelle 206/34 
Kartenblatt 1. Alsdann verläuft die Grenze wieder in nördlicher Richtung zwiſchen dem Wege Parzelle 206/34 
und Parzelle 3 bis an die Grenze mit Tonndorf-Lohe, 

In der Gemarkung TonndorfLohe folgt die Grenze zunächſt der Weſtgrenze des Weges Parzelle 156 
Kartenblatt 3, überquert den Weg Parzelle 157 und 180 und verläuft weiter in der Grenze zwiſchen den 
Parzellen 132 und 133, durchſchneidet den Weg Parzelle 178 und verläuft weiter in der Grenze zwiſchen 
den Parzellen 703/100 und 704/99. Der weitere Verlauf der Grenze fällt mit der Weſtgrenze der Parzellen 
748/174, 744/101 und 723/101 zuſammen bis an die Kampſtraße. Hier biegt die Grenze ſcharf nach 
Weſten und folgt der Südgrenze der Kampſtraße Parzelle 1— bis zum Ulmenwege, biegt hier wieder 
nach Nordweſten, durchſchneidet die Kampſtraße und verläuft in der ſüdweſtlichen Grenze des Ulmenwegs 
Parzelle 578/163 bis an die Hamburg.⸗Lübecker Chauſſee. Nachdem fie die Chauſſee durchſchnitten, folgt fie 
der Weſtgrenze der Farmſener Straße Parzellen 271/85, 409/76, 407/76, 284/76, 273/86, 322/59, 320/56 
und 270086 bis zum Ausgangspunkt an der Grenze mit der hamburgiſchen Enklave Farmſen. Die Wege 
an der veränderten Grenze gegen die bisherigen Gemeinden Jenfeld und Tonndorf.Lohe verbleiben der Gemeinde 
Rahlſtedt, mit Ausnahme eines Teilſtücks des Weges Parzelle 53 Kartenblatt 2 der Gemarkung Jenfeld. 

Außerdem kommt zu der neuen Gemeinde Rahlſtedt die in der Gemarkung Barsbüttel gelegene Enklave 
des Gemeindebezirkes Jenfeld. 


(Rr. 13255.) Geſetz über einen Sonderfinanzausgleich zugunſten preußiſcher Nandgemeinden (kreiſe) in 
der Nachbarſchaft von Stadtſtaaten. Vom 8. Juli 1927. 


Der Dudtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


So] 

Zugunſten preußiſcher Randgemeinden (kreiſe) wird zunächſt für die Rechnungsjahre 1927 
und 1928 ein Betrag von jährlich 10 Millionen Reichsmark zur Verfügung geſtellt, und zwar 
für das Rechnungsjahr 1927 in der Weiſe, daß dieſer Betrag von dem nach dem Finanzausgleichs. 
geſetze dem Lande zukommenden Anteil an der Reichseinkommenſteuer und Körperſchaftsſteuer 
(85 1, 6 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze) vorab ausgeſondert wird. 


§ 2. 

(1) Aus dem Sonderbetrage (§ 1) erhalten die Stadtgemeinden Altona, Harburg⸗Wilhelms⸗ 
burg, Wandsbek und Weſermünde, die Kreiskommunalverbände Harburg, Pinneberg und Stormarn 
ſowie die zum Landkreiſe Pinneberg gehörige Landgemeinde Lokſtedt, die zum Landkreiſe Stormarn 
gehörigen Landgemeinden Boberg, Bramfeld, Havighorſt, Kirch⸗Steinbek, Oejendorf, Rahlſtedt, 
Schiffbek, Sande und Steilshoop, die zum Landkreiſe Harburg gehörigen Landgemeinden Altenwerder 
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und Finkenwerder und die zum Landkreis Achim gehörige Landgemeinde Hemelingen laufende 
Überweifungen, und zwar für die Rechnungsjahre 1927 und 1928 die Stadt- und Landgemeinden 
in einfacher, die Kreiskommunal verbände in doppelter Höhe derjenigen Beträge, die auf ſie nach 
Maßgabe ihrer Rechnungsanteile an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer gemäß den 
Vorſchriften des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze entfallen 

(2) Die auf die einzelnen Randgemeinden ('kreiſe) nach Abſ. 1 entfallenden Beträge gelten 
nicht als Überweifungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer im Sinne der 88 21, 
30 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze. 


9 3. 


Die Miniſter des Innern und der Finanzen werden ermächtigt, den Teil des Sonderbetrags 
C 1), der für die laufenden ÜUberweiſungen ($ 2) nicht in Anſpruch genommen wird, mindeſtens 
aber ein Viertel des Sonderbetrags zum Zwecke der weiteren Förderung des Randgebiets, ins. 
beſondere der Anterſtützung bei der Erfüllung von Einzelaufgaben von Randgemeinden (ckreiſen 
und ⸗gutsbezirken), zu verwenden. 

9 4. 

Bei der Feſtſtellung und Berechnung der Rechnungsanteile der Gemeinden und Gutsbezirke, 
deren Grenzen durch das Geſetz über die Neuregelung der kommunalen Grenzen im preußiſchen 
Unterelbegebiete vom 8. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 129) verändert werden, tritt für das 
Rechnungsjahr 1927 an die Stelle des im § 11 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanz⸗ 
ausgleichsgeſetze zum Stichtage beſtimmten „31. März“ der „1. Juli“ als Stichtag. 


8 5. 

(1) In den Gemeinden und Gemeindeteilen, die durch das Geſetz über die Neuregelung der 
kommunalen Grenzen im preußiſchen Unterelbegebiete vom 8. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 129) 
mit einer anderen Gemeinde vereinigt werden, wird die Gewerbeſteuer für das Rechnungsjahr 1927 
nach den in dieſer Gemeinde geltenden Beſtimmungen erhoben. N 

(2) In den durch das im Abſ. 1 bezeichnete Geſetz neugebildeten Gemeinden beſchließen dieſe 
für das Rechnungsjahr 1927 einheitlich über die Erhebung der Gewerbeſteuer für ihr Gebiet. 
Beſchlüſſe gemäß § 4 Abf. 2 der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 15. März 1927 (Geſetzſamml. S. 21) müſſen bis zum 
31. Oktober 1927 gefaßt ſein. 

§ 6. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1927 mit Rückwirkung vom 1. April 1927 in Kraft. 
§ 7. 

Die Miniſter des Innern und der Finanzen erlaſſen die zur Ausführung dieſes Geſetzes 
nötigen Beſtimmungen. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 8. Juli 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Grzeſinſki. 
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